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136 Rechtsverordnung 


betreffend Einſetzung eines Staatskommiſſars (Staatsbeauftragten) für den Straßen⸗ und 
Wegebau im Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 12. Juni 1934. 
Auf Grund von 8 1 Ziff. 11, 15 und 78 ſowie $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
Der Senat ernennt zur Überwachung und Neuordnung des geſamten Straßen⸗ und Wegebau⸗ 
weſens einen Staatskommiſſar. 
8 2 
Der Staatskommiſſar regelt ſelbſtändig alle Verwaltungs- und techniſchen Fragen hinſichtlich des 
Straßen⸗ und Wegebaus. 
83 
Ausführungs⸗ und Ergänzungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 
8 4 
Die Verordnung tritt mit dem 12. Juni 1934 in Kraft. 
Danzig, den 12. Juni 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig a 
Dr. Rauſchning Huth a 


137 Erſte Verordnung 
N zur Abänderung des Senatorengeſetzes. 
Vom 29. Mai 1934. 

Auf Grund des 8 1 Ziff. 4 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 

1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
ö Artikel I 
Das Senatorengeſetz vom 9. Januar 1931 (G. Bl. S. 1) wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 17 wird folgender Abſ. 2 hinzugefügt: 

„(2) Der Anſpruch auf die Aufwandsentſchädigung iſt nicht übertragbar und nicht der Pfän⸗ 
dung unterworfen. Bei der Beſtimmung der Leiſtungsfähigkeit im Sinne der 88 1601 ff. BGB. 
bleibt die Aufwandsentſchädigung unberückſichtigt.“ 

2. S 18 erhält folgende Faſſung: 
„85 18 

(1) Sind die Mitglieder des Senats zugleich Volkstagsabgeordnete, jo wird die ihnen als ſolche 
zuſtehende Aufwandsentſchädigung (mit Ausnahme derjenigen für die Teilnahme an Ausſchuß⸗ 
ſitzungen) auf die Amtsbezüge der beſoldeten Senatoren bezw. auf die Aufwandsentſchädigung der 
unbeſoldeten Senatoren angerechnet. Die Anrechnung erfolgt auch auf das Übergangsgeld der 
ehemaligen beſoldeten Senatoren. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 6. 1934.) 


458 
(2) Soweit nach dieſem Geſetz Amtsbezüge als beſoldeter Senator oder Übergangsgeld als 
ehemaliger beſoldeter Senator und zugleich eine Aufwandsentſchädigung als unbeſoldeter Senator 
zuſtändig ſind, wird die Aufwandsentſchädigung ($ 17) ebenfalls auf die Amtsbezüge und das 
Übergangsgeld angerechnet.“ 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Juli 1934 mit der Maßgabe in Kraft, daß die Aufwandsentſchädi⸗ 
gung der Volkstagsabgeordneten für die Teilnahme an Ausſchußſitzungen auch in der Zeit vom 
1. Januar 1931 bis zum 30. Juni 1934 auf die Amtsbezüge und das Übergangsgeld der beſoldeten 
Senatoren bezw. auf die Aufwandsentſchädigung der unbeſoldeten Senatoren nicht angerechnet wird. 


Danzig, den 29. Mai 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiereinski⸗Keiſer v. Wnuck 


138 Verordnung 
betreffend Bildung einer Landgemeinde Klein Kelpin. 
8 Vom 24. Mai 1934. 
Auf Grund des 8 1 Ziffer 13 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Gemäß dem Beſchluſſe des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Danziger Höhe vom 8. November 1933 
wird aus den Ortsteilen Klein Kelpin und Karczemken im Kreiſe Danziger Höhe, die von der Gemeinde 
Kelpin abgetrennt werden, eine neue Gemeinde mit der Ortsbezeichnung „Klein Kelpin“ gebildet. 
Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt rückwirkend mit dem 1. April 1934 in Kraft. 
Danzig, den 24. Mai 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer v. Wnuck 


139 ae 3 Berichtigung. 

In der Verordnung über den Befähigungsnachweis der Schiffer für Binnenſchiffe vom 19. April 
1934 (G. Bl. S. 315) ſind folgende Fehler zu berichtigen: 

Der erſte Satz im S 1 muß heißen: 

„Binnenſchiff im Sinne dieſer Verordnung iſt jedes dem Verkehr auf Binnenwaſſerſtraßen 
dienende Fahrzeug von über 5 m Länge, das zur Beförderung von Fahrgäſten oder Laſten be- 
ſtimmt iſt.“ 

Der $ 4 muß heißen: 

„Wer, ohne im Beſitze eines nach dieſer Verordnung erforderlichen Befähigungsnachweiſes zu 
ſein, ein Schiff fährt oder als Schiffseigner durch eine Perſon ohne dieſen Befähigungsnachweis 
ein Schiff führen läßt, wird mit Geldſtrafe bis zu 600, — Gulden oder mit Gefängnis bis zu 
3 Monaten beſtraft.“ f 
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Säriftleitung: Geihäftsftelle bes Gelehblattes und Giagtsanzeigers, — Drud von U, Schroth, in Danzig, 


